
Stellungnahme der Gemeinde 
nach § 36 BauGB, Art. 64 Abs. 1 BayBO und Art. 7 Abs. 1 BayAbgrG 

1. Antragsteller/Bauherr 
Name 
 

Vorname 
 

Ort 
 

 
2. Bauort 

Fl.Nr. 
 

Gemarkung 
Weißenhorn 

Straße 
St.-Barbara-Straße 

Hausnr. 
 

 
3. Bauvorhaben 

Antrag auf isolierte Befreiung: Einfriedung mit Holzzaun an Süd-Grenze 
 

 
4. Planungsrecht: § 12/§30 BauGB 

 Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des qualifizierten Bebauungsplans (§ 30 Abs. 1 BauGB) / des vorhabenbezogenen  
Bebauungsplans (§§ 12, 30 Abs. 2 BauGB)  

Nr./Bezeichnung: A11 – Tannenberg Ost 

Das Bauvorhaben entspricht nicht den Festsetzungen des Bebauungsplanes. Folgende Befreiungen sind erforderlich: 

- Einfriedungshöhe  

 
5. Sachbericht:  

Der Antragsteller hat an der Südgrenze seines Grundstücks eine Einfriedung in Form eines 
Holzzaunes errichtet. Dieser hat laut Antrag im Verlauf eine Höhe von 1,50 m bis 1.80 m. Nicht 
berücksichtigt hierbei ist jedoch der bestehende Betonsockel, der vom natürlichen Gelände 
(Straßenniveau) betrachtet, eine Höhe von ca. 80 cm hat. Der Höhenverlauf nimmt dabei Richtung 
Osten hin ab.  
 
Beim damaligen Bau des Wohnhauses wurde das Gelände aufgeschüttet und mit einer Stützmauer 
versehen. Der südlich angrenzende Nachbar hat das Gelände hingegen durch Abgrabungen 
verändert, d. h. das Gelände vertieft. Dadurch bedingt ist ein entsprechender Höhenunterschied 
zwischen den beiden Grundstücken entstanden. Der Antragsteller hat die Höhe der Einfriedung von 
seinem Grundstück aus angegeben. Das bedeutet gleichzeitig, dass die Einfriedung mit Sockel und 
Holzzaun in ihrer Gesamthöhe 1,80 m aus Sicht des Nachbargrundstückes weit überschreitet.  
 
Gemäß dem dort gültigen Bebauungsplan sind Einfriedungen bis maximal 1,20 m zulässig.  
 
Die konkrete Gestaltung der Einfriedung konnte im Rahmen einer Ortsbesichtigung vor der Sitzung 
begutachtet werden. Hiernach soll die Entscheidung des Bauausschusses im Rahmen der Sitzung 
getroffen werden. 
 

 
6. Beschlussvorschlag:  

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Stellungnahme der Gemeinde 
nach § 36 BauGB, Art. 64 Abs. 1 BayBO und Art. 7 Abs. 1 BayAbgrG 

1. Antragsteller/Bauherr 
Name 
 

Vorname 
 

Ort 
 

 
2. Bauort 

Fl.Nr. 
 

Gemarkung 
Weißenhorn 

Straße 
Am Hochgericht 

Hausnr. 
 

 
3. Bauvorhaben 

Antrag auf Baugenehmigung: Neubau eines Wohnhauses mit Doppelgarage 
 
4. Planungsrecht: § 12/§30 BauGB 

 Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des qualifizierten Bebauungsplans (§ 30 Abs. 1 BauGB) / des vorhabenbezogenen  
Bebauungsplans (§§ 12, 30 Abs. 2 BauGB)  

Nr./Bezeichnung: Bebauungsplan „Mittlere Platte 4. Abschnitt“ 

Das Bauvorhaben entspricht nicht den Festsetzungen des Bebauungsplanes. Folgende Befreiungen sind erforderlich: 

- EFH 
- max. Gesamthöhe des Gebäude  

 
5. Sachbericht:  

Der Bauantrag wurde bereits in der Sitzung vom 14.10.2019 behandelt. Damals wurde entschieden, 
dass der Antragsteller eine Darstellung vorlegen soll, aus der die Höhe seines Gebäudes im 
Verhältnis zu den Nachbargebäuden ersichtlich ist. Diese wurde zwischenzeitlich nachgereicht und 
dem Sachbericht beigefügt. 
 
Aus der Zeichnung lässt sich erkennen, dass sich das Wohnhaus auch mit dem zusätzlichen 
Geschoss hinsichtlich der Höhen in die Umgebung einfügt. Allerdings überschreitet er durch die 
höhere EFH die maximal zulässige Gesamthöhe des Gebäudes um 0,24 m. Hierfür stellt der 
Bauherr einen Befreiungsantrag. 
 
Hinsichtlich der Beurteilung des Befreiungsantrages zur EFH wird auf den Sachbericht der Sitzung 
vom 14.10.2019 verwiesen. 
 
Die Verwaltung schlägt erneut vor, das Einvernehmen zu erteilen. 
 
 
 

 
6. Beschlussvorschlag:  

 
Das Einvernehmen wird erteilt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Stellungnahme der Gemeinde 
nach § 36 BauGB, Art. 64 Abs. 1 BayBO und Art. 7 Abs. 1 BayAbgrG 

1. Antragsteller/Bauherr 
Name 
 

Vorname 
 

Ort 
I 

 
2. Bauort 

Fl.Nr. 
 

Gemarkung 
Wallenhausen 

Straße 
Kammerbergstraße 

Hausnr. 
 

 
3. Bauvorhaben 

Antrag auf Baugenehmigung: Anbau einer Garage 
 
4. Planungsrecht: § 12/§30 BauGB 

 Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des qualifizierten Bebauungsplans (§ 30 Abs. 1 BauGB) / des vorhabenbezogenen  
Bebauungsplans (§§ 12, 30 Abs. 2 BauGB)  

Nr./Bezeichnung: Ortsentwicklung Wallenhausen 

Das Bauvorhaben entspricht nicht den Festsetzungen des Bebauungsplanes. Folgende Befreiungen sind erforderlich: 

- Baugrenze  

 
5. Sachbericht:  

Der Antrag wurde bereits in der Sitzung vom 09.09.2019 behandelt. Damals wurde das Vorhaben 
abgelehnt, da die zulässige Grenzbebauung von 15 m überschritten war. Der Antragsteller hat die 
Planung nun überarbeitet. Die südlich an die Garage angrenzende Überdachung wurde nun an der 
Ostseite nach Süden verlängert auf 6,75 m, sodass diese nun eine rechteckige Form erhält. Weiterhin 
wurde die Überdachung um einige Zentimeter nach Westen eingerückt, sodass keine direkte 
Grenzbebauung mehr in diesem Bereich vorhanden ist. Die gesamte Grenzbebauung beträgt 14,87 
m, sodass nun die rechtlich zulässige Grenzbebauung von maximal 15 m eingehalten ist.  
 
Die Maße der Garage bleiben mit einer Länge von 9,00 m und einer Breite von 5,87 m gleich. Auch 
die Zufahrt erfolgt weiterhin von Süden, sodass die Ein- und Ausfahrt nicht senkrecht zur Straße 
erfolgt. 
 
Der Bauherr benötigt dennoch weiterhin eine Befreiung hinsichtlich der Grenzüberschreitung nach 
Osten um ca. 5,40 m und nach Norden um ca. 5,00 m. Die festgesetzte Baugrenze verläuft unmittelbar 
um das vorhandene Wohngebäude, sodass die Errichtung einer Garage innerhalb der Baugrenze 
nicht möglich ist.  
 
Die Verwaltung schlägt daher vor, das Einvernehmen zu erteilen. 
 

 
6. Beschlussvorschlag:  

 
Das Einvernehmen wird erteilt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde 
nach § 36 BauGB, Art. 64 Abs. 1 BayBO und Art. 7 Abs. 1 BayAbgrG 

1. Antragsteller/Bauherr 
Name 
 

Vorname 
 

Ort 
 

 
2. Bauort 

Fl.Nr. 
 

Gemarkung 
Weißenhorn 

Straße 
Siemensstraße 

Hausnr. 
 

 
3. Bauvorhaben 

Antrag auf Baugenehmigung: Nutzungsänderung der Tiefgarage und Gästehaus in 
Büroräume 
 

 
4. Planungsrecht: § 12/§30 BauGB 

 Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des qualifizierten Bebauungsplans (§ 30 Abs. 1 BauGB) / des vorhabenbezogenen  
Bebauungsplans (§§ 12, 30 Abs. 2 BauGB)  

Nr./Bezeichnung: Unterer Eschach 

Das Bauvorhaben entspricht den Festsetzungen des Bebauungsplanes.  

 
5. Sachbericht:  

Der Antragsteller möchte die in dem Gebäude vorhandene Tiefgarage und das Gästehaus in 
Büroräume ändern. Es sollen dabei 22 Büros entstehen. 
 
Das Grundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Unterer Eschach“. Der Bereich ist 
als Industriegebiet festgesetzt.  
 
Das Vorhaben entspricht dem Bebauungsplan. Stellplätze werden ausreichend nachgewiesen. 
 
Die Verwaltung schlägt daher vor, das Einvernehmen zu erteilen.  
 
 

 
6. Beschlussvorschlag:  

 
Das Einvernehmen wird erteilt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



Stellungnahme der Gemeinde 
nach § 36 BauGB, Art. 64 Abs. 1 BayBO und Art. 7 Abs. 1 BayAbgrG 

1. Antragsteller/Bauherr 
Name 
 

Vorname 
 

Ort 
 

 
2. Bauort 

Fl.Nr. 
 

Gemarkung 
Bubenhausen 

Straße 
Babenhauser Straße 

Hausnr. 
 

 
3. Bauvorhaben 

Antrag auf Baugenehmigung: Neubau eines Carports 
 
4. Planungsrecht: § 34 BauGB 

 Das Vorhaben liegt innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§34 BauGB) 

 in einem Gebiet ohne Bebauungsplan (§ 34 Abs. 1 BauGB) 

 im Geltungsbereich eines einfachen Bebauungsplans 
(§ 30 Abs. 3, § 34 Abs. 1 BauGB); das Bauvorhaben entspricht den  
Festsetzungen dieses Bebauungsplans 

  ja   nein 

Das Bauvorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein (§ 34 Abs. 1 BauGB)   ja   nein 

 
5. Sachbericht:  

Der Antragsteller hat an der Westseite einer bestehenden Halle einen Carport errichtet. Dieser hat 
eine Länge von 8,70 m und eine Breite von 6,02 m. Die Wandhöhe beträgt zwischen 3,33 m und 
3,54 m. Wie im Lageplan ersichtlich, wird der Carport nicht an der Grundstücksgrenze errichtet. Die 
notwendigen Abstandsflächen, die aufgrund der Höhe über 3 m benötigt werden, werden 
eingehalten. 
 
Für das Grundstück gibt es keinen Bebauungsplan, sodass sich das Vorhaben nach § 34 BauGB 
richtet.  
 
Aus Sicht der Verwaltung fügt sich das Vorhaben in die Umgebung ein. Das Einvernehmen kann 
somit erteilt werden. 
 
 
 

 
6. Beschlussvorschlag:  

 
Das Einvernehmen wird erteilt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Stellungnahme der Gemeinde 
nach § 36 BauGB, Art. 64 Abs. 1 BayBO und Art. 7 Abs. 1 BayAbgrG 

1. Antragsteller/Bauherr 
Name 
 

Vorname 
 

Ort 
 

 
2. Bauort 

Fl.Nr. 
 

Gemarkung 
Bubenhausen 

Straße 
Babenhauser Straße 

Hausnr. 
 

 
3. Bauvorhaben 

Antrag auf Baugenehmigung: Nutzungsänderung ehemaliger Rinderstall in private 
Lagerfläche 

 
4. Planungsrecht: § 34 BauGB 

 Das Vorhaben liegt innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§34 BauGB) 

 in einem Gebiet ohne Bebauungsplan (§ 34 Abs. 1 BauGB) 

 im Geltungsbereich eines einfachen Bebauungsplans 
(§ 30 Abs. 3, § 34 Abs. 1 BauGB); das Bauvorhaben entspricht den  
Festsetzungen dieses Bebauungsplans 

  ja   nein 

Das Bauvorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein (§ 34 Abs. 1 BauGB)   ja   nein 

 
5. Sachbericht:  

Der Antragsteller beantragt die Nutzungsänderung eines ehemaligen Rinderstalles in eine private 
Lagerfläche.  
 
Für das Grundstück gibt es keinen Bebauungsplan, sodass sich das Vorhaben nach § 34 BauGB 
richtet.  
 
Aus Sicht der Verwaltung fügt sich das Vorhaben in die Umgebung ein.  
 
Es wird daher vorgeschlagen, das Einvernehmen zu erteilen. 
 
 

 
6. Beschlussvorschlag:  

 
Das Einvernehmen wird erteilt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Stellungnahme der Gemeinde 
nach § 36 BauGB, Art. 64 Abs. 1 BayBO und Art. 7 Abs. 1 BayAbgrG 

1. Antragsteller/Bauherr 
Name 
 

Vorname 
 

Ort 
 

 
2. Bauort 

Fl.Nr. 
 

Gemarkung 
Weißenhorn 

Straße 
Gräfin-Euphemia-Straße 

Hausnr. 
 

 
3. Bauvorhaben 

Antrag auf Baugenehmigung: Sanierung des besteh. 3-Familienwohnhauses mit 
Vollwärmeschutz, Ausbau des Dachspitzes mit Aufbau einer Gaube und Anbau 
Terrasse/Balkone 
 

 
4. Planungsrecht: § 34 BauGB 

 Das Vorhaben liegt innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§34 BauGB) 

 in einem Gebiet ohne Bebauungsplan (§ 34 Abs. 1 BauGB) 

 im Geltungsbereich eines einfachen Bebauungsplans 
(§ 30 Abs. 3, § 34 Abs. 1 BauGB); das Bauvorhaben entspricht den  
Festsetzungen dieses Bebauungsplans 

  ja   nein 

Das Bauvorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein (§ 34 Abs. 1 BauGB)   ja   nein 

 
5. Sachbericht:  

Der Antragsteller möchte das Wohnhaus, in dem drei Wohneinheiten vorhanden sind, sanieren. 
Hierzu sollen ein Vollwärmeschutz am gesamten Gebäude sowie eine Terrasse und zwei Balkone 
angebracht werden. Weiterhin soll das Dachgeschoss ausgebaut und mit einer weiteren Gaube 
versehen werden. Die Dachgaube befindet sich an der Ostseite des Gebäudes und hat eine Breite 
von 4,35 m.  
 
Das Grundstück liegt im unbeplanten Innenbereich, sodass sich die baurechtliche Beurteilung nach 
§ 34 BauGB richtet.  
 
Aus Sicht der Verwaltung fügt sich das Vorhaben in die Umgebung ein.  
 
Das Einvernehmen kann somit erteilt werden. 
 
 

 
6. Beschlussvorschlag:  

 
Das Einvernehmen wird erteilt. 

 
 
 
 
 
 
 
 



Stellungnahme der Gemeinde 
nach § 36 BauGB, Art. 64 Abs. 1 BayBO und Art. 7 Abs. 1 BayAbgrG 

1. Antragsteller/Bauherr 
Name 
 

Vorname 
 

Ort 
 

 
2. Bauort 

Fl.Nr. 
 

Gemarkung 
Emershofen 

Straße 
Am Reudelberg 

Hausnr. 
 

 
3. Bauvorhaben 

Antrag auf Baugenehmigung: Vergrößerung der Gaube auf der Ostseite des 
Einfamilienhauses 
 

 
4. Planungsrecht: § 12/§30 BauGB 

 Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des qualifizierten Bebauungsplans (§ 30 Abs. 1 BauGB) / des vorhabenbezogenen  
Bebauungsplans (§§ 12, 30 Abs. 2 BauGB)  

Nr./Bezeichnung: Reudelberg 

Das Bauvorhaben entspricht den Festsetzungen des Bebauungsplanes.  

 
5. Sachbericht:  

Die Bauherren möchten die vorhandene Gaube an der Ostseite des Einfamilienhauses vergrößern. 
Die bisherige Gaube hat eine Länge von 2,71 m. Die neue Gaube soll eine Länge von 4,48 m 
erhalten.  
 
Das Grundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Reudelberg“. In diesem wurden 
keine konkreten Vorgaben bezüglich Gauben festgesetzt. 
 
Nachdem die Gaube lediglich um ca. 1,80 m verlängert werden soll, steht von Seiten der Verwaltung 
dem Vorhaben nichts entgegen. 
 
Es wird daher vorgeschlagen, das Einvernehmen zu erteilen. 
 
 

 
6. Beschlussvorschlag:  

 
Das Einvernehmen wird erteilt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Stellungnahme der Gemeinde 
nach § 36 BauGB, Art. 64 Abs. 1 BayBO und Art. 7 Abs. 1 BayAbgrG 

1. Antragsteller/Bauherr 
Name 
 

Vorname 
 

Ort 
 

 
2. Bauort 

Fl.Nr. 
 

Gemarkung 
Weißenhorn 

Straße 
Thannbergstraße 

Hausnr. 
 

 
3. Bauvorhaben 

Antrag auf isolierte Befreiung: Neugestaltung der Grenzbebauung mit Doppel-
Stabmattenzaun 
 

 
4. Planungsrecht: § 12/§30 BauGB 

 Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des qualifizierten Bebauungsplans (§ 30 Abs. 1 BauGB) / des vorhabenbezogenen  
Bebauungsplans (§§ 12, 30 Abs. 2 BauGB)  

Nr./Bezeichnung: Tannenberg West 
 
Das Bauvorhaben entspricht nicht den Festsetzungen des Bebauungsplanes. Folgende Befreiungen sind erforderlich: 

- Einfriedungsart 
- Einfriedungshöhe  

 
5. Sachbericht:  

Der Antrag wurde bereits in der Sitzung vom 14.10.2019 behandelt. Damals war der Zaun teilweise 
mit einer Höhe von 2,00 m geplant, sodass eine Befreiung von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes nicht erteilt wurde.  
 
Der Antragsteller hat den Antrag nun abgeändert und erneut eingereicht. Der Teil des Zaunes, der 
bisher mit 2,00 m Höhe geplant war, soll nun mit einer Höhe von 1,83 m errichtet werden.  
 
Nachdem sich der Bauausschuss auf eine maximale Höhe von 1,83 m bei Einfriedung festgelegt 
hat, kann der Befreiung zugestimmt werden. Auch hinsichtlich der abweichenden Einfriedungsart 
kann aus Sicht der Verwaltung eine Befreiung erteilt werden. 
 
Es wird daher vorgeschlagen, das Einvernehmen für das Vorhaben zu erteilen. 
 
 

 
6. Beschlussvorschlag:  

 
Das Einvernehmen wird erteilt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Stellungnahme der Gemeinde 
nach § 36 BauGB, Art. 64 Abs. 1 BayBO und Art. 7 Abs. 1 BayAbgrG 

1. Antragsteller/Bauherr 
Name 
 

Vorname 
 

Ort 
 

 
2. Bauort 

Fl.Nr. 
 

Gemarkung 
Weißenhorn 

Straße 
Mozartstraße 

Hausnr. 
 

 
3. Bauvorhaben 

Antrag auf Baugenehmigung: Erstellung einer Gartenhütte mit Saunakabine 
 
4. Planungsrecht: § 12/§30 BauGB 

 Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des qualifizierten Bebauungsplans (§ 30 Abs. 1 BauGB) / des vorhabenbezogenen  
Bebauungsplans (§§ 12, 30 Abs. 2 BauGB)  

Nr./Bezeichnung: B 

Das Bauvorhaben entspricht nicht den Festsetzungen des Bebauungsplanes. Folgende Befreiungen sind erforderlich: 

- Baugrenze  

 
5. Sachbericht:  

Der Antrag wurde bereits in der Sitzung vom 14.10.2019 behandelt. Das Einvernehmen wurde nicht 
erteilt aufgrund der Lage des Gebäudes außerhalb der Baugrenze sowie der Nichteinhaltung der 
Abstandsflächen. 
 
Der Antrag wurde nun vom Antragsteller nochmals mit genaueren Erläuterungen eingereicht. 
Aufgrund dieser Unterlagen wurde das Vorhaben erneut überprüft. 
 
Nachdem die Saunakabine nach Angabe des Antragstellers elektronisch beheizt wird, was keine 
Feuerstätte im Sinne des Baurechts darstellt, ist die Einhaltung von Abstandsflächen nicht 
erforderlich.  
 
Weiterhin befindet sich in der Nähe des zu bebauenden Grundstücks ein Einfamilienhaus, welches 
Großteils außerhalb der Baugrenze errichtet wurde. Nachdem hierfür bereits eine Befreiung erteilt 
wurde, kann der Überschreitung der Baugrenze für das Gartenhäuschen ebenfalls zugestimmt 
werden. 
 
Die Verwaltung schlägt daher vor, das Einvernehmen zu erteilen. 
 
 

 
6. Beschlussvorschlag:  

 
Das Einvernehmen wird erteilt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



Stellungnahme der Gemeinde 
nach § 36 BauGB, Art. 64 Abs. 1 BayBO und Art. 7 Abs. 1 BayAbgrG 

1. Antragsteller/Bauherr 
Name 
 

Vorname 
 

Ort 
 

 
2. Bauort 

Fl.Nr. 
 

Gemarkung 
Weißenhorn 

Straße 
Illerberger Straße 

Hausnr. 
 

 
3. Bauvorhaben 

Antrag auf Baugenehmigung: Errichtung eines Taubenhauses 
 
4. Planungsrecht: § 34 BauGB 

 Das Vorhaben liegt innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§34 BauGB) 

 in einem Gebiet ohne Bebauungsplan (§ 34 Abs. 1 BauGB) 

 im Geltungsbereich eines einfachen Bebauungsplans 
(§ 30 Abs. 3, § 34 Abs. 1 BauGB); das Bauvorhaben entspricht den  
Festsetzungen dieses Bebauungsplans 

 Vergnügungsstätten im Innenstadtbereich 

  ja   nein 

Das Bauvorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein (§ 34 Abs. 1 BauGB)   ja   nein 

 
5. Sachbericht:  

Auf dem Grundstück des ehemaligen Busbahnhofgebäudes an der Illerberger Straße soll ein 
Taubenhaus errichtet werden.  
 
Das Taubenhaus hat mit Stütze eine Gesamthöhe von 4,80 m, wovon der Taubenschlag allein eine 
Höhe von 1,78 m hat. Die Breite des Hauses beträgt 1,20 m. Die drei Anflugplattformen, welche 
nach Osten ausgerichtet sind, haben zusätzlich eine Länge von 0,50 m. Das Fundament besteht aus 
Beton und hat eine Fläche von 1 m².  
 
Das Taubenhaus wurde bereits vom Bauhof gebaut. Die konkrete Gestaltung kann den beigefügten 
Bildern entnommen werden.  
 
Aus Sicht der Verwaltung steht dem Vorhaben nichts entgegen. Es wird daher vorgeschlagen, das 
Einvernehmen zu erteilen. 
 
 

 
6. Beschlussvorschlag:  

 
Das Einvernehmen wird erteilt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



Stellungnahme der Gemeinde 
nach § 36 BauGB, Art. 64 Abs. 1 BayBO und Art. 7 Abs. 1 BayAbgrG 

1. Antragsteller/Bauherr 
Name 
 

Vorname 
 

Ort 
 

 
2. Bauort 

Fl.Nr. 
 

Gemarkung 
Attenhofen 

Straße 
Römerstraße 

Hausnr. 
 

 
3. Bauvorhaben 

Antrag auf Baugenehmigung: Nutzungsänderung eines landw. Stalles in eine Garage 
 
4. Planungsrecht: § 12/§30 BauGB 

 Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des qualifizierten Bebauungsplans (§ 30 Abs. 1 BauGB) / des vorhabenbezogenen  
Bebauungsplans (§§ 12, 30 Abs. 2 BauGB)  

Nr./Bezeichnung: Ortsentwicklung Attenhofen 

Das Bauvorhaben entspricht den Festsetzungen des Bebauungsplanes.  

 
5. Sachbericht:  

Der Antragsteller beantragt eine Nutzungsänderung von einem bestehenden landwirtschaftlichen 
Stall in eine Unterstellmöglichkeit für Wohnwagen und Wohnmobile. Die Fläche des Gebäudes 
beträgt ca. 294 m².  
 
Nach Angabe des Antragstellers findet eine Anlieferung und Abholung der Fahrzeuge nur zwischen 
9 und 18 Uhr statt. Weiterhin geht er davon aus, dass die Wohnwägen maximal 2 bis 3-mal im Jahr 
abgeholt bzw. angeliefert werden. 
 
Das Grundstück liegt innerhalb des Bebauungsplanes „Ortsentwicklung Attenhofen“. Der Bereich ist 
als Dorfgebiet festgesetzt, in welchem nicht störende Gewerbebetriebe zulässig sind. Da aufgrund 
der begrenzten Stellplätze und der geringen Anzahl der Anlieferungszeiten mit keinem großen 
Anstieg des sonstigen Verkehrsaufkommens gerechnet werden sollte und auch nicht von größeren 
Lärmbelästigungen auszugehen ist, kann das Vorhaben als nicht störender Gewerbebetrieb 
eingeordnet werden und ist daher in dem Gebiet zulässig.  
 
Aufgrund der Nutzungsänderung sind ferner die Abstandsflächen zu überprüfen. Hierfür ist das 
Landratsamt Neu-Ulm zuständig. Von Seiten der Verwaltung wird vollständigkeitshalber darauf 
hingewiesen, dass die Abstandsflächen auf der Nord- und Südseite nicht eingehalten werden 
können, was eine Ablehnung des Antrages zur Folge haben kann.  
 
Nachdem die von der Stadt zu prüfenden bauplanungsrechtlichen Aspekte eingehalten werden, 
kann diesbezüglich aus Sicht der Verwaltung zu der Nutzungsänderung das Einvernehmen erteilt 
werden. 
 

 
6. Beschlussvorschlag:  

 
Das Einvernehmen wird erteilt. 

 
 
 
 
 
 



Stellungnahme der Gemeinde 
nach § 36 BauGB, Art. 64 Abs. 1 BayBO und Art. 7 Abs. 1 BayAbgrG 

1. Antragsteller/Bauherr 
Name 
 

Vorname 
 

Ort 
 

 
2. Bauort 

Fl.Nr. 
 

Gemarkung 
Hegelhofen 

Straße 
St.-Nikolaus-Straße 

Hausnr. 
 

 
3. Bauvorhaben 

Antrag auf Baugenehmigung: Ausbau des Dachgeschosses mit Gaube 
 

 
4. Planungsrecht: § 34 BauGB 

 Das Vorhaben liegt innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§34 BauGB) 

 in einem Gebiet ohne Bebauungsplan (§ 34 Abs. 1 BauGB) 

 im Geltungsbereich eines einfachen Bebauungsplans 
(§ 30 Abs. 3, § 34 Abs. 1 BauGB); das Bauvorhaben entspricht den  
Festsetzungen dieses Bebauungsplans 

  ja   nein 

Das Bauvorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein (§ 34 Abs. 1 BauGB)   ja   nein 

 
5. Sachbericht:  

Die Antragsteller möchten das Dachgeschoss ihres Wohnhauses ausbauen. Hierzu soll eine neue 
Dachgaube an der Südseite des Gebäudes errichtet werden. Diese soll eine Höhe von ca. 2,72 m 
und eine Breite von 4,85 m haben.  
 
Das Grundstück befindet sich im unbeplanten Innenbereich. Das Vorhaben ist daher nach § 34 
BauGB zu beurteilen. 
 
Die Häuser in der Umgebungsbebauung weisen keine Gauben mit einer solchen Größe vor. 
Weiterhin ist nach Ansicht der Verwaltung die Gaube im Verhältnis zum Wohngebäude zu groß 
dimensioniert.  
 
Ein Einfügen in die Umgebung liegt daher aus Verwaltungssicht nicht vor.  
 
Es wird daher vorgeschlagen, das Einvernehmen nicht zu erteilen. 
 
 

 
6. Beschlussvorschlag:  

 
Das Einvernehmen wird nicht erteilt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



Stellungnahme der Gemeinde 
nach § 36 BauGB, Art. 64 Abs. 1 BayBO und Art. 7 Abs. 1 BayAbgrG 

1. Antragsteller/Bauherr 
Name 
 

Vorname 
 

Ort 
 

 
2. Bauort 

Fl.Nr. 
 

Gemarkung 
Bubenhausen 

Straße 
Rufenbergstraße 

Hausnr. 
 

 
3. Bauvorhaben 

Antrag auf Vorbescheid: Neubau eines Mehrfamilienhauses 
 

 
4. Planungsrecht: § 12/§30 BauGB 

 Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des qualifizierten Bebauungsplans (§ 30 Abs. 1 BauGB) / des vorhabenbezogenen  
Bebauungsplans (§§ 12, 30 Abs. 2 BauGB)  

Nr./Bezeichnung: Beim Rufenberg 

Das Bauvorhaben entspricht nicht den Festsetzungen des Bebauungsplanes. Folgende Befreiungen sind erforderlich: 

- Geschosszahl 
- Dachneigung 
- Kniestockhöhe 

  
 

5. Sachbericht:  
Der Antragsteller plant, in Bubenhausen ein Mehrfamilienhaus zu errichten. Mit seiner 
Bauvoranfrage möchte er nun abklären, ob er hinsichtlich der Zahl der Vollgeschosse sowie der 
Dachneigung und Kniestockhöhe vom für das Grundstück geltenden Bebauungsplan abweichen 
darf. 
 
Der Bebauungsplan setzt für dieses Grundstück eine eingeschossige Bebauung fest. Das Haus soll 
jedoch zweigeschossig werden zzgl. Dach- und Kellergeschoss.  
 
Weiterhin soll die Kniestockhöhe um 35 cm auf 75 cm erhöht werden sowie das Dach eine Neigung 
von 40 – 45° anstatt den vorgegebenen 27 – 32° erhalten.  
 
Aufgrund der Erhöhung des Kniestocks auf 75 cm und der geringen Dachneigung kann das 
Dachgeschoss wie ein drittes Vollgeschoss wirken. 
 
Die Umgebungsbebauung ist an die eingeschossige Bebauung orientiert. 
 
Aufgrund der wenigen Informationen des Bauherrn kann eine Aussage bzgl. der beantragten 
Abweichungen nicht getroffen werden. Nach den der Verwaltung vorliegenden Informationen 
erscheint der Bau zu massiv. Ebenso ist es nicht möglich, die nachbarschaftsrechtlichen Belange zu 
prüfen. Es wird daher vorgeschlagen, dass Einvernehmen nicht zu erteilen. 
 

 
6. Beschlussvorschlag:  

 
Das Einvernehmen wird nicht erteilt. 

 
 
 
 
 



Stellungnahme der Gemeinde 
nach § 36 BauGB, Art. 64 Abs. 1 BayBO und Art. 7 Abs. 1 BayAbgrG 

1. Antragsteller/Bauherr 
Name 
 

Vorname 
 

Ort 
 

 
2. Bauort 

Fl.Nr. 
 

Gemarkung 
Weißenhorn 

Straße 
Roggenburger Straße 

Hausnr. 
 

 
3. Bauvorhaben 

Antrag auf Tektur: Nutzungsänderung: Einbau eines Kleingewerbes (Vorbereitungsraum – 
Partyservice) hier: Erweiterung als Wurstküche in einen bestehenden Abstellraum 

 
4. Planungsrecht: § 34 BauGB 

 Das Vorhaben liegt innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§34 BauGB) 

 in einem Gebiet ohne Bebauungsplan (§ 34 Abs. 1 BauGB) 

 im Geltungsbereich eines einfachen Bebauungsplans 
(§ 30 Abs. 3, § 34 Abs. 1 BauGB); das Bauvorhaben entspricht den  
Festsetzungen dieses Bebauungsplans 

 
  ja   nein 

Das Bauvorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein (§ 34 Abs. 1 BauGB)   ja   nein 

 
5. Sachbericht:  

In der Sitzung vom 14.10.2019 wurde bereits der Antrag zur Genehmigung des 
Vorbereitungsraumes für den Partyservice behandelt. Der Bauausschuss hat hierfür das 
Einvernehmen erteilt. 
 
Der Antragsteller hat in dem Raum zusätzlich eine Wurstküche untergebracht, welche er nun mit der 
vorliegenden Tektur nachbeantragen möchte.  
 
Nachdem das Gebiet gemäß der dort gültigen Ortsabrundungssatzung als Mischgebiet festgelegt 
wurde, sind dort nicht störende Gewerbebetriebe zulässig.  
 
Inwiefern eine Wurstküche immissionsschutzrechtlich störend ist, ist vom Landratsamt Neu-Ulm zu 
prüfen.  
 
Aus bauplanungsrechtlicher Sicht steht dem Vorhaben nichts entgegen. 
 
Die Verwaltung schlägt daher vor, das Einvernehmen zu erteilen. Das Landratsamt soll jedoch um 
entsprechende immissionsschutzrechtliche Prüfung gebeten werden. 
 
 

 
6. Beschlussvorschlag:  

 
Das Einvernehmen wird erteilt. Das Landratsamt wird um immissionsschutzrechtliche Überprüfung 
gebeten.  
 

 
 
 
 



Stellungnahme der Gemeinde 
nach § 36 BauGB, Art. 64 Abs. 1 BayBO und Art. 7 Abs. 1 BayAbgrG 

1. Antragsteller/Bauherr 
Name 
 

Vorname 
 

Ort 
 

 
2. Bauort 

Fl.Nr. 
 

Gemarkung 
Weißenhorn 

Straße 
Schluckenauer Straße 

Hausnr. 
 

 
3. Bauvorhaben 

Antrag auf Baugnehmigung: Neubau eines Einfamilienhauses mit überdachtem Stellplatz 
 

 
4. Planungsrecht: § 12/§30 BauGB 

 Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des qualifizierten Bebauungsplans (§ 30 Abs. 1 BauGB) / des vorhabenbezogenen  
Bebauungsplans (§§ 12, 30 Abs. 2 BauGB)  

Nr./Bezeichnung: A-Mittlere Platte 4. Bauabschnitt  
Das Bauvorhaben entspricht nicht den Festsetzungen des Bebauungsplanes. Folgende Befreiungen sind erforderlich: 

- Baugrenze 
- Höhe Stützmauer 
- Luftpumpe außerhalb allseitig umschlossener Räume  

 
5. Sachbericht:  

Die Antragsteller möchten ein Einfamilienhaus mit überdachtem Stellplatz im neuen Baugebiet 
„Mittlere Platte IV“ errichten.  
 
Hierzu benötigen sie einige Befreiungen.  
 
Der Stellplatz ist zwischen Wohnhaus und nördlicher Grundstücksgrenze mit einer Länge von 8 m 
geplant und überschreitet hier die im Bebauungsplan festgesetzte Baugrenze fast vollständig. 
Weiterhin ist für den Stellplatz technisch die Errichtung einer Stützmauer an der nördlichen 
Grundstücksgrenze notwendig. Diese soll teilweise 54 cm anstatt den festgesetzten 30 cm hoch 
werden.  
 
Aus Sicht der Verwaltung kann den hierfür benötigten Befreiungen zugestimmt werden.  
 
Die Antragsteller haben weiterhin an der Nordostecke des Gebäudes ein Außengerät zur 
Luftansaugung für die geplante Wärmepumpe geplant. Gemäß den Vorgaben des Bebauungsplanes 
ist die Aufstellung von Luftwärmepumpen nur in allseitig umschlossenen Räumen zulässig.  
 
Nachdem durch das Gerät Störungen für die angrenzenden Nachbarn möglich sind und die 
Vorgaben im Bebauungsplan hierzu eindeutig geregelt sind, sollte aus Sicht der Verwaltung hierfür 
das Einvernehmen nicht erteilt werden.  
 
Es wird daher vorgeschlagen, für die Befreiungen hinsichtlich der Baugrenze und der Höhe der 
Stützmauer das Einvernehmen zu erteilen. Für die Aufstellung des Gerätes für die Wärmepumpe 
außerhalb des Gebäudes ist das Einvernehmen zu versagen.  
 

 
6. Beschlussvorschlag:  

 

Das Einvernehmen für die Befreiung betreffend die Baugrenze und der Höhe der Stützmauer wird 
erteilt. Für die Errichtung des Außengerätes zur Luftansagung für die Wärmepumpe wird das 
Einvernehmen nicht erteilt.  



Stellungnahme der Gemeinde 
nach § 36 BauGB, Art. 64 Abs. 1 BayBO und Art. 7 Abs. 1 BayAbgrG 

1. Antragsteller/Bauherr 
Name 
 

Vorname 
 

Ort 
 

 
2. Bauort 

Fl.Nr. 
 

Gemarkung 
Biberachzell 

Straße 
Riedweg 

Hausnr. 
 

 
3. Bauvorhaben 

Antrag auf Baugenehmigung: Neubau eines Wohnhauses mit Garage 
 
4. Planungsrecht: § 12/§30 BauGB 

 Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des qualifizierten Bebauungsplans (§ 30 Abs. 1 BauGB) / des vorhabenbezogenen  
Bebauungsplans (§§ 12, 30 Abs. 2 BauGB)  

Nr./Bezeichnung: von-Thürheim-Straße  
Das Bauvorhaben entspricht nicht den Festsetzungen des Bebauungsplanes. Folgende Befreiungen sind erforderlich: 

  

 
5. Sachbericht:  

 
Der Bauantrag wird aufgrund fehlender Unterlagen in der nächsten Bauausschusssitzung behandelt. 
 

 
6. Beschlussvorschlag:  

 
/ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Stellungnahme der Gemeinde 
nach § 36 BauGB, Art. 64 Abs. 1 BayBO und Art. 7 Abs. 1 BayAbgrG 

1. Antragsteller/Bauherr 
Name 
 

Vorname 
 

Ort 
 

 
2. Bauort 

Fl.Nr. 
 

Gemarkung 
Weißenhorn 

Straße 
Dahlienring 

Hausnr. 
 

 
3. Bauvorhaben 

Antrag auf Baugenehmigung: Anbau an ein bestehendes Einfamilienhaus 
 

 
4. Planungsrecht: § 12/§30 BauGB 

 Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des qualifizierten Bebauungsplans (§ 30 Abs. 1 BauGB) / des vorhabenbezogenen  
Bebauungsplans (§§ 12, 30 Abs. 2 BauGB)  

Nr./Bezeichnung:  

Das Bauvorhaben entspricht nicht den Festsetzungen des Bebauungsplanes. Folgende Befreiungen sind erforderlich: 

- Überschreitung GRZ  

 
5. Sachbericht:  

Der Antragsteller möchte an sein bestehendes Einfamilienhaus einen zusätzlichen Raum anbauen. 
Dieser soll auf der Südseite im Obergeschoss über der Terrasse errichtet werden. Der Anbau soll 
7,50 m lang und 4,10 m breit werden.  
 
Durch den Anbau wird die im für das Grundstück geltenden Bebauungsplan festgesetzte GRZ von 
0,30 um 0,06 überschritten. Der Bauherr benötigt hierfür eine Befreiung.  
 
Nachdem es sich um eine geringfügige Überschreitung handelt, kann aus Sich der Verwaltung das 
Einvernehmen für das Vorhaben erteilt werden. 
 
 

 
6. Beschlussvorschlag:  

 
Das Einvernehmen wird erteilt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Stellungnahme der Gemeinde 
nach § 36 BauGB, Art. 64 Abs. 1 BayBO und Art. 7 Abs. 1 BayAbgrG 

1. Antragsteller/Bauherr 
Name 
 

Vorname 
 

Ort 
 

 
2. Bauort 

Fl.Nr. 
 

Gemarkung 
Weißenhorn 

Straße 
Illerberger Straße 

Hausnr. 
 

 
3. Bauvorhaben 

Antrag auf Baugenehmigung: Errichtung eines Bürocontainers für den städtischen Bauhof 
 
4. Planungsrecht: § 34 BauGB 

 Das Vorhaben liegt innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§34 BauGB) 

 in einem Gebiet ohne Bebauungsplan (§ 34 Abs. 1 BauGB) 

 im Geltungsbereich eines einfachen Bebauungsplans 
(§ 30 Abs. 3, § 34 Abs. 1 BauGB); das Bauvorhaben entspricht den  
Festsetzungen dieses Bebauungsplans 

  ja   nein 

Das Bauvorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein (§ 34 Abs. 1 BauGB)   ja   nein 

 
5. Sachbericht:  

Beim städtischen Bauhof soll ein Bürocontainer aufgestellt werden. Die genaue Lage kann aus dem 
beigefügten Plan entnommen werden.  
 
Der Container hat die Maße 6,06 m x 2,44 m x 2,79 m.  
 
Das Grundstück befindet sich im unbeplanten Innenbereich. Aus Sicht der Verwaltung fügt sich das 
Vorhaben in die Umgebung ein. 
 
Das Einvernehmen kann hierfür erteilt werden. 
 
 

 
6. Beschlussvorschlag:  

 
Das Einvernehmen wird erteilt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
Stellungnahme der Gemeinde 
nach § 36 BauGB, Art. 64 Abs. 1 BayBO und Art. 7 Abs. 1 BayAbgrG 

1. Antragsteller/Bauherr 
Name 
 

Ansprechpartner 
 

Ort 
 

 
2. Bauort 

Fl.Nr. 
 

Gemarkung 
Weißenhorn 

Straße 
Ulmer Straße 

Hausnr. 
 

 
3. Bauvorhaben 

Antrag auf Baugenehmigung: Anbringung von 1 beleuchteten Werbetafel als Rückseite einer 
genehmigten Anlage 

 
4. Planungsrecht: § 34 BauGB 

 Das Vorhaben liegt innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§34 BauGB) 

 in einem Gebiet ohne Bebauungsplan (§ 34 Abs. 1 BauGB) 

 im Geltungsbereich eines einfachen Bebauungsplans 
(§ 30 Abs. 3, § 34 Abs. 1 BauGB); das Bauvorhaben entspricht den  
Festsetzungen dieses Bebauungsplans 

                Vergnügungsstätten im Innenstadtbereich 1990  ja   nein 

Das Bauvorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein (§ 34 Abs. 1 BauGB)   ja   nein 

 
5. Sachbericht:  

Der Antrag zur Errichtung der Werbeanlage wurde bereits in der Bauausschusssitzung am 
13.05.2019 behandelt. Damals wurde das Einvernehmen nicht erteilt, da das Vorhaben der 
Werbeanlagensatzung der Stadt Weißenhorn widersprochen hat.  
 
Vom Landratsamt Neu-Ulm ist nun die Mitteilung eingegangen, dass sie die Verweigerung des 
gemeindlichen Einvernehmens für rechtswidrig halten und beabsichtigt wird, das Einvernehmen zu 
ersetzen. Das Landratsamt führt an, dass das Grundstück in einem Mischgebiet liege, in welchem 
Fremdwerbung als nichtstörende gewerbliche Nutzung grundsätzlich nach § 6 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO 
allgemein zulässig sei. Weiterhin stehe die Werbeanlage der Werbeanlagensatzung nicht entgegen. 
§ 4 Nrn. 1 und 5 seien nicht zutreffend bzw. nichtig, da ein generelles Verbot von Werbung mit 
Großflächentafeln in Mischgebieten nur gerechtfertigt ist, falls und soweit ortsgestalterische Gründe 
vorliegen. Diese liegen aus Sicht des Landratsamtes nicht vor. 
 
Nachdem die Werbeanlagensatzung im Stadtrat beschlossen wurde und das Landratsamt kein 
Normenverwerfungsrecht hat, ist die Satzung anzuwenden. Nachdem die Werbeanlage dieser 
weiterhin widerspricht, schlägt die Verwaltung vor, das Einvernehmen wiederholt zu versagen. 
 

 
6. Beschlussvorschlag:  

 
Das Einvernehmen wird nicht erteilt. 

 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


